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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

VERORDNUNGEN

VERORDNUNG (EG) Nr. 1107/2007 DES RATES

vom 26. September 2007

zur Abweichung von der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 mit gemeinsamen Regeln für
Direktzahlungen im Rahmen der gemeinsamen Agrarpund mit bestimmten Stützungsregelungen

für Inhaber landwirtschaftlicher Betriebe hinsichtlich der Flächenstilllegung für das Jahr 2008

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 37 Absatz 2 Unterab-
satz 3,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 54 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003
des Rates (1) geben Zahlungsansprüche bei Flächenstillle-
gung das Recht auf Zahlungen im Rahmen der Betriebs-
prämienregelung, wenn eine Hektarfläche stillgelegt wird.

(2) Der Getreidemarkt zu Beginn des Wirtschaftsjahres
2007/2008 ist sowohl auf Gemeinschaftsebene als auch
weltweit durch außergewöhnlich hohe Preise gekenn-
zeichnet. Der geringe Umfang der Bestände in der
Gemeinschaft am Ende des Wirtschaftsjahres 2006/07
geht darauf zurück, dass die Ernte von 2006 niedriger
ausfiel als erwartet. Angesichts der ersten Ernteprognosen
für 2007 ist es sehr ungewiss, ob die Bestände wieder
ansteigen werden. Auf dem Weltmarkt dürften die Be-
stände am Ende des Wirtschaftsjahres 2007/08 vor allem

in den großen Ausfuhrländern ein historisches Tief er-
reichen. Unter diesen Umständen dürften sich die Be-
stände, selbst wenn die Ernte 2008 normal ausfallen
sollte, nicht wesentlich erhöhen, während sich aus einer
schlechten Ernte für den Binnenmarkt potenziell erns-
thafte Risiken ergeben würden. Darüber hinaus haben
die Getreidebestände und -preise bedeutende Auswirkun-
gen auf die Verfügbarkeit und die Preise anderer Acker-
kulturen, wie Ölsaaten oder Eiweißpflanzen, sowie auf
den Tiersektor, so dass sich die Krise auf diese anderen
Sektoren ausweiten könnte.

(3) Es ist daher angezeigt, für das Jahr 2008 die Nutzung
von Stilllegungsflächen zu landwirtschaftlichen Zwecken
zu gestatten.

(4) Wegen der Dringlichkeit der Angelegenheit ist es uner-
lässlich, eine Ausnahme von der Sechswochenfrist nach
Abschnitt I Nummer 3 des dem Vertrag über die Europä-
ische Union und den Verträgen zur Gründung der Euro-
päischen Gemeinschaften beigefügten Protokolls über die
Rolle der einzelstaatlichen Parlamente in der Europä-
ischen Union zu gewähren —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Abweichend von Artikel 54 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1782/2003 sind die Betriebsinhaber für das Jahr 2008 nicht
verpflichtet, Hektarflächen, die für Zahlungsansprüche bei Flä-
chenstilllegung in Betracht kommen, stillzulegen, um den mit
diesen Zahlungsansprüchen festgesetzten Betrag zu erhalten.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am siebten Tag nach ihrer Veröffentli-
chung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

DE28.9.2007 Amtsblatt der Europäischen Union L 253/1

(1) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 552/2007 der Kommission (ABl.
L 131 vom 23.5.2007, S. 10).



Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Geschehen zu Brüssel am 26. September 2007.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. SILVA

DEL 253/2 Amtsblatt der Europäischen Union 28.9.2007



VERORDNUNG (EG) Nr. 1108/2007 DER KOMMISSION

vom 27. September 2007

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen zur
Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), insbesondere auf
Artikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom-
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der
Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in ihrem Anhang
angeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im
Anhang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen
pauschalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 28. September 2007 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. September 2007

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung

DE28.9.2007 Amtsblatt der Europäischen Union L 253/3

(1) ABl. L 337 vom 24.12.1994, S. 66. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 756/2007 (ABl. L 172 vom
30.6.2007, S. 41).



ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 27. September 2007 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 MK 49,5
TR 94,4
XS 52,8
ZZ 65,6

0707 00 05 JO 151,2
MK 27,9
TR 111,2
ZZ 96,8

0709 90 70 IL 51,9
TR 109,1
ZZ 80,5

0805 50 10 AR 70,8
TR 87,8
UY 47,0
ZA 67,8
ZZ 68,4

0806 10 10 IL 284,6
TR 111,8
US 284,6
ZZ 227,0

0808 10 80 AR 83,4
AU 151,4
CL 88,7
CN 79,8
MK 29,7
NZ 99,3
US 96,2
ZA 79,4
ZZ 88,5

0808 20 50 CN 68,8
TR 118,5
ZA 85,7
ZZ 91,0

0809 30 10, 0809 30 90 TR 146,9
US 160,3
ZZ 153,6

0809 40 05 IL 118,5
ZZ 118,5

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code
„ZZ“ steht für „Verschiedenes“.

DEL 253/4 Amtsblatt der Europäischen Union 28.9.2007



VERORDNUNG (EG) Nr. 1109/2007 DER KOMMISSION

vom 27. September 2007

zur Festsetzung der repräsentativen Preise und der zusätzlichen Einfuhrzölle für bestimmte
Erzeugnisse des Zuckersektors im Wirtschaftsjahr 2007/2008

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates vom
20. Februar 2006 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 der Kommis-
sion vom 30. Juni 2006 mit Durchführungsbestimmun-
gen zur Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates für
den Zuckerhandel mit Drittländern (2) gelten die festge-
setzten cif-Einfuhrpreise für Weiß- und Rohzucker als
„repräsentative Preise“. Diese Preise werden für die in An-
hang I Abschnitt II bzw. III der Verordnung (EG)
Nr. 318/2006 bestimmte Standardqualität festgesetzt.

(2) Bei der Festsetzung dieser repräsentativen Preise sind alle
Informationen gemäß Artikel 23 der Verordnung (EG)
Nr. 951/2006 zu berücksichtigen, ausgenommen in den
in Artikel 24 der genannten Verordnung vorgesehenen
Fällen.

(3) Zur Anpassung der Preise, die nicht die Standardqualität
betreffen, sind im Falle von Weißzucker bei den zu-
grunde gelegten Angeboten die Zu- bzw. Abschläge ge-
mäß Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung
(EG) Nr. 951/2006 vorzunehmen. Bei Rohzucker emp-
fiehlt sich die Anwendung eines Berichtigungskoeffizien-
ten gemäß Buchstabe b des genannten Absatzes.

(4) Besteht ein Unterschied zwischen dem Auslösungspreis
und dem repräsentativen Preis des betreffenden Erzeug-
nisses, so sollten bei Vorliegen der Bedingungen gemäß
Artikel 39 der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 zusätz-
liche Einfuhrzölle vorgesehen werden.

(5) Es ist angezeigt, für die betreffenden Erzeugnisse die re-
präsentativen Preise und die zusätzlichen Einfuhrzölle ge-
mäß Artikel 36 der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 fest-
zusetzen.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Einfuhrzölle für
die Erzeugnisse gemäß Artikel 36 der Verordnung (EG) Nr.
951/2006 sind im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2007 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. September 2007

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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(1) ABl. L 58 vom 28.2.2006, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 247/2007 (ABl. L 69 vom 9.3.2007, S. 3).

(2) ABl. L 178 vom 1.7.2006, S. 24. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 2031/2006 (ABl. L 414 vom 30.12.2006,
S. 43).



ANHANG

Repräsentative Preise und zusätzliche Einfuhrzölle für Weißzucker, Rohzucker und die Erzeugnisse des
KN-Codes NC 1702 90 99, anwendbar ab 1. Oktober 2007

(EUR)

KN-Code Repräsentativer Preis je 100 kg
Eigengewicht Zusätzlicher Zoll je kg Eigengewicht

1701 11 10 (1) 20,08 6,26

1701 11 90 (1) 20,08 11,89

1701 12 10 (1) 20,08 6,07

1701 12 90 (1) 20,08 11,37

1701 91 00 (2) 19,69 16,62

1701 99 10 (2) 19,69 11,18

1701 99 90 (2) 19,69 11,18

1702 90 99 (3) 0,20 0,44

(1) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang I Abschnitt III der Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates (ABl. L 58 vom
28.2.2006, S. 1).

(2) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Anhang I Abschnitt II der Verordnung (EG) Nr. 318/2006.
(3) Festsetzung pro 1 % Saccharosegehalt.

DEL 253/6 Amtsblatt der Europäischen Union 28.9.2007



VERORDNUNG (EG) Nr. 1110/2007 DER KOMMISSION

vom 27. September 2007

zur Festsetzung der repräsentativen Preise und der zusätzlichen Einfuhrzölle für Melasse im
Zuckersektor ab dem 1. Oktober 2007

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates vom
20. Februar 2006 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), insbesondere auf Artikel 27 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 der Kommis-
sion vom 30. Juni 2006 mit Durchführungsbestimmun-
gen zur Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates für
den Zuckerhandel mit Drittländern (2), wird der cif-Preis
bei der Einfuhr von Melasse nach Maßgabe der Verord-
nung (EWG) Nr. 785/68 der Kommission bestimmt und
gilt als „repräsentativer Preis“. Dieser Preis gilt für die
Standardqualität gemäß Artikel 27 der Verordnung (EG)
Nr. 951/2006.

(2) Bei der Festlegung der repräsentativen Preise muss allen
Informationen gemäß Artikel 29 der Verordnung (EG)
Nr. 951/2006 Rechnung getragen werden, mit Aus-
nahme der Fälle gemäß Artikel 30 der genannten Ver-
ordnung und gegebenenfalls kann die Festlegung auch
gemäß dem Verfahren des Artikels 33 der Verordnung
(EG) Nr. 951/2006 erfolgen.

(3) Bei anderer als der Standardqualität wird der Preis je nach
Qualität der angebotenen Melasse in Anwendung von

Artikel 32 der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 erhöht
oder gesenkt.

(4) Besteht zwischen dem Auslösungspreis für das fragliche
Erzeugnis und dem repräsentativen Preis ein Unterschied,
so sind nach Maßgabe von Artikel 39 der Verordnung
(EG) Nr. 951/2006 zusätzliche Einfuhrzölle festzusetzen.
Bei Aussetzung der Einfuhrzölle gemäß Artikel 40 der
Verordnung (EG) Nr. 951/2006 sind für diese Zölle be-
sondere Beträge festzusetzen.

(5) Die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle bei
der Einfuhr der betreffenden Erzeugnisse sind gemäß Ar-
tikel 34 der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 festzusetzen.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die repräsentativen Preise und die zusätzlichen Zölle bei der
Einfuhr der Erzeugnisse des Artikels 34 der Verordnung (EG)
Nr. 951/2006 werden im Anhang festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2007 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. September 2007

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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(1) ABl. L 58 vom 28.2.2006, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 247/2007 (ABl. L 69 vom 9.3.2007, S. 3).

(2) ABl. L 178 vom 1.7.2006, S. 24. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 2031/2006 (ABl. L 414 vom 30.12.2006,
S. 43).



ANHANG

Repräsentative Preise und zusätzliche Zölle bei der Einfuhr von Melasse im Zuckersektor ab dem
1. Oktober 2007

(EUR)

KN-Code
Repräsentativer Preis pro
100 kg Eigengewicht des

Erzeugnisses

Zusätzlicher Zoll pro
100 kg Eigengewicht des

Erzeugnisses

Bei der Einfuhr des Erzeugnisses wegen der
Aussetzung gemäß Artikel 40 der Verordnung
(EG) Nr. 951/2006 anzuwendender Betrag (1)

pro 100 kg Eigengewicht

1703 10 00 (2) 7,22 0 —

1703 90 00 (2) 9,91 — 0

(1) Dieser Betrag ersetzt gemäß Artikel 40 der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 den für diese Erzeugnisse festgesetzten Zollsatz des
Gemeinsamen Zolltarifs.

(2) Festsetzung für die Standardqualität gemäß Artikel 27 der Verordnung (EG) Nr. 951/2006.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1111/2007 DER KOMMISSION

vom 27. September 2007

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Weißzucker und Rohzucker in unverändertem
Zustand

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates vom
20. Februar 2006 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), insbesondere auf Artikel 33 Absatz 2 Unterabsatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 32 der Verordnung (EG) Nr. 318/2006
kann der Unterschied zwischen den Preisen auf dem
Weltmarkt der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe b der
angeführten Verordnung genannten Erzeugnisse und den
Preisen dieser Erzeugnisse auf dem Gemeinschaftsmarkt
durch eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen wer-
den.

(2) Angesichts der derzeitigen Lage auf dem Zuckermarkt
sind in Übereinstimmung mit den Regeln und bestimm-
ten Kriterien gemäß den Artikeln 32 und 33 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 318/2006 Ausfuhrerstattungen festzu-
legen.

(3) Gemäß Artikel 33 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 318/2006 kann die Ausfuhrerstattung je
nach Zielbestimmung unterschiedlich festgesetzt werden,
wenn dies die Lage auf dem Weltmarkt oder die spezifi-
schen Anforderungen bestimmter Märkte erfordern.

(4) Erstattungen sind nur für Erzeugnisse zu gewähren, die in
der Gemeinschaft zum freien Verkehr zugelassen sind
und die Anforderungen der Verordnung (EG) Nr.
318/2006 erfüllen.

(5) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Ausfuhrerstattungen gemäß Artikel 32 der Verordnung (EG) Nr.
318/2006 werden für die Erzeugnisse und die Beträge gemäß
dem Anhang dieser Verordnung gewährt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 28. September 2007 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. September 2007

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung

DE28.9.2007 Amtsblatt der Europäischen Union L 253/9

(1) ABl. L 58 vom 28.2.2006, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 247/2007 der Kommission (ABl. L 69 vom
9.3.2007, S. 3).



ANHANG

Ausfuhrerstattungen für Weißzucker und Rohzucker in unverändertem Zustand ab dem 28. September 2007 (a)

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag

1701 11 90 9100 S00 EUR/100 kg 31,34 (1)

1701 11 90 9910 S00 EUR/100 kg 31,34 (1)

1701 12 90 9100 S00 EUR/100 kg 31,34 (1)

1701 12 90 9910 S00 EUR/100 kg 31,34 (1)

1701 91 00 9000 S00 EUR/1 % Saccharose × 100 kg Reingewicht 0,3407

1701 99 10 9100 S00 EUR/100 kg 34,07

1701 99 10 9910 S00 EUR/100 kg 34,07

1701 99 10 9950 S00 EUR/100 kg 34,07

1701 99 90 9100 S00 EUR/1 % Saccharose × 100 kg Reingewicht 0,3407

NB: Die Bestimmungsländer sind wie folgt definiert:
S00 — alle anderen Bestimmungen mit Ausnahme der folgenden Bestimmungen:

a) Drittländer: Albanien, Kroatien, Bosnien und Herzegowina, Montenegro, Serbien, Kosovo, ehemalige jugoslawische Re-
publik Mazedonien, Andorra, Liechtenstein, Heiliger Stuhl (Vatikanstadt);

b) Gebiete der EU-Mitgliedstaaten, die nicht zum Zollgebiet der Gemeinschaft gehören: Gibraltar, Ceuta, Melilla, die Ge-
meinden Livigno und Campione d'Italia, Helgoland, Grönland, die Färöer und die Landesteile der Republik Zypern, in
denen die Regierung der Republik Zypern keine tatsächliche Kontrolle ausübt.

(a) Die in diesem Anhang aufgeführten Beträge sind gemäß dem Beschluss 2005/45/EG des Rates vom 22. Dezember 2004 über den
Abschluss und die vorläufige Anwendung des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft zur Änderung des Abkommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft vom 22. Juli 1972 in Bezug auf die Bestimmungen über landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse mit Wirkung
vom 1. Februar 2005 anzuwenden (ABl. L 23 vom 26.1.2005, S. 17).

(1) Dieser Betrag gilt für Rohzucker mit einem Rendementwert von 92 %. Wenn der Rendementwert des ausgeführten Rohzuckers von
92 % abweicht, wird der anwendbare Erstattungsbetrag für die jeweilige Ausfuhr mit einem Berichtigungskoeffizienten multipliziert, der
ermittelt wird, indem das gemäß Anhang I Abschnitt III Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 318/2006 berechnete Rendement des
ausgeführten Rohzuckers durch 92 geteilt wird.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1112/2007 DER KOMMISSION

vom 27. September 2007

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Sirupe und einige andere Erzeugnisse des
Zuckersektors in unverändertem Zustand

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates vom
20. Februar 2006 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), insbesondere auf Artikel 33 Absatz 2 Unterabsatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 32 der Verordnung (EG) Nr. 318/2006
kann der Unterschied zwischen den Preisen auf dem
Weltmarkt der in Artikel 1 Absatz 1 Buchstaben c, d
und g der angeführten Verordnung genannten Erzeug-
nisse und den Preisen dieser Erzeugnisse auf dem Ge-
meinschaftsmarkt durch eine Erstattung bei der Ausfuhr
ausgeglichen werden.

(2) Angesichts der derzeitigen Lage auf dem Zuckermarkt
sind in Übereinstimmung mit den Regeln und bestimm-
ten Kriterien gemäß den Artikeln 32 und 33 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 318/2006 Ausfuhrerstattungen festzu-
legen.

(3) Gemäß Artikel 33 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verord-
nung (EG) Nr. 318/2006 kann die Ausfuhrerstattung je
nach Zielbestimmung unterschiedlich festgesetzt werden,
wenn dies die Lage auf dem Weltmarkt oder die spezifi-
schen Anforderungen bestimmter Märkte erfordern.

(4) Erstattungen sind nur für Erzeugnisse zu gewähren, die in
der Gemeinschaft zum freien Verkehr zugelassen sind
und die Anforderungen der Verordnung (EG)

Nr. 951/2006 der Kommission vom 30. Juni 2006 mit
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG)
Nr. 318/2006 für den Zuckerhandel mit Drittländern (2)
erfüllen.

(5) Die Ausfuhrerstattungen können festgesetzt werden, um
das Wettbewerbsgefälle zwischen Gemeinschafts- und
Drittlandsausfuhren auszugleichen. Für Gemeinschaftsaus-
fuhren nach bestimmten nahe gelegenen Bestimmungen
und in Drittländer, in die Gemeinschaftserzeugnisse mit
Präferenzbehandlung eingeführt werden können, ist die
Wettbewerbsposition zurzeit besonders günstig. Daher
sollten Erstattungen bei der Ausfuhr nach diesen Bestim-
mungen abgeschafft werden.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Ausfuhrerstattungen gemäß Artikel 32 der Verordnung
(EG) Nr. 318/2006 werden für die Erzeugnisse und die Beträge
gemäß dem Anhang dieser Verordnung unter den Bedingungen
von Absatz 2 dieses Artikels gewährt.

(2) Die erstattungsfähigen Erzeugnisse gemäß Absatz 1 müs-
sen die einschlägigen Anforderungen gemäß Artikel 3 und Arti-
kel 4 der Verordnung (EG) Nr. 951/2006 erfüllen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 28. September 2007 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. September 2007

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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(1) ABl. L 58 vom 28.2.2006, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 247/2007 der Kommission (ABl. L 69 vom
9.3.2007, S. 3).

(2) ABl. L 178 vom 1.7.2006, S. 24. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 2031/2006 (ABl. L 414 vom 30.12.2006,
S. 43).



ANHANG

Ausfuhrerstattungen für Sirupe und einige andere Erzeugnisse des Zuckersektors in unverändertem Zustand ab
28. September 2007 (a)

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungsbetrag

1702 40 10 9100 S00 EUR/100 kg Trockenstoff 34,07

1702 60 10 9000 S00 EUR/100 kg Trockenstoff 34,07

1702 60 95 9000 S00 EUR/1 % Saccharose × 100 kg Reingewicht 0,3407

1702 90 30 9000 S00 EUR/100 kg Trockenstoff 34,07

1702 90 60 9000 S00 EUR/1 % Saccharose × 100 kg Reingewicht 0,3407

1702 90 71 9000 S00 EUR/1 % Saccharose × 100 kg Reingewicht 0,3407

1702 90 99 9900 S00 EUR/1 % Saccharose × 100 kg Reingewicht 0,3407 (1)

2106 90 30 9000 S00 EUR/100 kg Trockenstoff 34,07

2106 90 59 9000 S00 EUR/1 % Saccharose × 100 kg Reingewicht 0,3407

NB: Die Bestimmungsländer sind wie folgt definiert:
S00 — alle anderen Bestimmungen mit Ausnahme der folgenden Bestimmungen:

a) Drittländer: Albanien, Kroatien, Bosnien und Herzegowina, Montenegro, Serbien, Kosovo, ehemalige jugoslawische Re-
publik Mazedonien, Andorra, Liechtenstein, Heiliger Stuhl (Vatikanstadt);

b) Gebiete der EU-Mitgliedstaaten, die nicht zum Zollgebiet der Gemeinschaft gehören: Gibraltar, Ceuta, Melilla, die Ge-
meinden Livigno und Campione d'Italia, Helgoland, Grönland, die Färöer und die Landesteile der Republik Zypern, in
denen die Regierung der Republik Zypern keine tatsächliche Kontrolle ausübt.

(a) Die in diesem Anhang aufgeführten Beträge sind gemäß dem Beschluss 2005/45/EG des Rates vom 22. Dezember 2004 über den
Abschluss und die vorläufige Anwendung des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft zur Änderung des Abkommens zwischen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft vom 22. Juli 1972 in Bezug auf die Bestimmungen über landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse mit Wirkung
vom 1. Februar 2005 anzuwenden (ABl. L 23 vom 26.1.2005, S. 17).

(1) Der Grundbetrag gilt nicht für das unter Nummer 2 im Anhang der Verordnung (EWG) Nr. 3513/92 der Kommission beschriebene
Erzeugnis (ABl. L 355 vom 5.12.1992, S. 12).
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1113/2007 DER KOMMISSION

vom 27. September 2007

zur Festsetzung des Höchstbetrags der Ausfuhrerstattung für Weißzucker im Rahmen der
Dauerausschreibung nach der Verordnung (EG) Nr. 900/2007

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates vom
20. Februar 2006 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), insbesondere auf Artikel 33 Absatz 2 Unterabsatz 2
und Unterabsatz 3 Buchstabe b,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 900/2007 der Kommis-
sion vom 27. Juli 2007 über eine Dauerausschreibung bis
zum Ende des Wirtschaftsjahres 2007/08 zur Festsetzung
von Erstattungen bei der Ausfuhr von Weißzucker (2)
werden Teilausschreibungen durchgeführt.

(2) Gemäß Artikel 8 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 900/2007 ist es nach Prüfung der für die am

27. September 2007 ablaufende Teilausschreibung einge-
gangenen Angebote angebracht, den Höchstbetrag der
Ausfuhrerstattung festzusetzen.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Für die am 27. September 2007 ablaufende Teilausschreibung
wird der Höchstbetrag der Ausfuhrerstattung für das in Artikel 1
Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 900/2007 genannte Erzeug-
nis auf 39,069 EUR/100 kg festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 28. September 2007 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. September 2007

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung

DE28.9.2007 Amtsblatt der Europäischen Union L 253/13

(1) ABl. L 58 vom 28.2.2006, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 247/2007 der Kommission (ABl. L 69 vom
9.3.2007, S. 3).

(2) ABl. L 196 vom 28.7.2007, S. 26.



VERORDNUNG (EG) Nr. 1114/2007 DER KOMMISSION

vom 27. September 2007

zur Zurückziehung einer Teilausschreibung für Weißzucker im Rahmen der Dauerausschreibung
nach der Verordnung (EG) Nr. 38/2007

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates vom
20. Februar 2006 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), insbesondere auf Artikel 33 Absatz 2 Unterabsatz 2
und Unterabsatz 3 Buchstabe b,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 38/2007 der Kommis-
sion vom 17. Januar 2007 zur Eröffnung einer Dauer-
ausschreibung für den Wiederverkauf von Zucker aus
Beständen der belgischen, der tschechischen, der spani-
schen, der irischen, der italienischen, der ungarischen, der
polnischen, der slowakischen und der schwedischen In-
terventionsstelle für die Ausfuhr (2) werden Teilausschrei-
bungen durchgeführt.

(2) Gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
38/2007 wird nach Prüfung der für die am 26. Septem-
ber 2007 ablaufende Teilausschreibung eingegangenen
Angebote beschlossen, die Teilausschreibung zurückzu-
ziehen.

(3) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die am 26. September 2007 ablaufende Einzelausschreibung für
das in Artikel 1 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 38/2007
genannte Erzeugnis wird zurückgezogen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 28. September 2007 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. September 2007

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1115/2007 DER KOMMISSION

vom 27. September 2007

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnisse

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1785/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (2), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 und
Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1785/2003 bestim-
men, dass der Unterschied zwischen den Notierungen
oder den Preisen auf dem Weltmarkt für die in Artikel
1 dieser Verordnungen genannten Erzeugnisse und den
Preisen für die Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch
eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden
kann.

(2) Gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1785/2003
sind die Erstattungen unter Berücksichtigung der jeweili-
gen Lage und der voraussichtlichen Entwicklung einer-
seits des verfügbaren Getreides und des Reises und
Bruchreises und ihrer Preise in der Gemeinschaft und
andererseits der Preise für Getreide, Reis, Bruchreis und
Getreideerzeugnisse auf dem Weltmarkt festzusetzen.
Nach denselben Artikeln ist auf den Getreide- und Reis-
märkten für eine ausgeglichene Lage und für eine natür-
liche Preis- und Handelsentwicklung zu sorgen. Ferner ist
den wirtschaftlichen Aspekten der geplanten Ausfuhren
sowie der Notwendigkeit Rechnung zu tragen, Marktstö-
rungen in der Gemeinschaft zu vermeiden.

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 1518/95 der Kommission (3)
über die Regelung für die Einfuhr und die Ausfuhr von
Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnissen bestimmt in
Artikel 2 die besonderen Kriterien, die bei der Berech-
nung der Erstattung für diese Erzeugnisse zu berücksich-
tigen sind.

(4) Infolgedessen sind die für die einzelnen Erzeugnisse zu
gewährenden Erstattungen zu staffeln, und zwar, je nach
Erzeugnis, aufgrund des Gehaltes an Rohfasern, Asche,
Spelzen, Proteinen, Fetten oder Stärke, wobei dieser Ge-
halt jeweils besonders charakteristisch für die tatsächlich
in dem Verarbeitungserzeugnis enthaltene Menge des
Grunderzeugnisses ist.

(5) Bei Maniokwurzeln, anderen Wurzeln und Knollen von
tropischen Früchten sowie deren Mehlen machen wirt-
schaftliche Gesichtspunkte etwaiger Ausfuhren angesichts
der Art und der Herkunft dieser Erzeugnisse zur Zeit eine
Festsetzung von Ausfuhrerstattungen nicht erforderlich.
Für einige Verarbeitungserzeugnisse aus Getreide ist es
aufgrund der schwachen Beteiligung der Gemeinschaft
am Welthandel gegenwärtig nicht notwendig, eine Aus-
fuhrerstattung festzusetzen.

(6) Die Lage auf dem Weltmarkt oder besondere Erforder-
nisse bestimmter Märkte können eine Differenzierung bei
Erstattungen für bestimmte Erzeugnisse je nach ihrer Be-
stimmung notwendig machen.

(7) Die Erstattung muss einmal monatlich festgesetzt werden;
sie kann zwischenzeitlich geändert werden.

(8) Bestimmte Maiserzeugnisse können so wärmebehandelt
werden, dass für sie eine Erstattung gewährt werden
könnte, die ihrer Qualität nicht gerecht wird. Für Erzeug-
nisse, die eine erste Gelbildung oder Gelierung aufweisen,
sollte deshalb keine Ausfuhrerstattung gewährt werden.

(9) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Ausfuhrerstattungen für die in Artikel 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1518/95 genannten Erzeugnisse werden wie im An-
hang dieser Verordnung angegeben festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 28. September 2007 in Kraft.

DE28.9.2007 Amtsblatt der Europäischen Union L 253/15

(1) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 78. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1154/2005 der Kommission (ABl. L 187 vom
19.7.2005, S. 11).

(2) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 96. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1549/2004 der Kommission (ABl.
L 280 vom 31.8.2004, S. 13).

(3) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 55. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 2993/95 (ABl. L 312 vom
23.12.1995, S. 25).



Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. September 2007

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 27. September 2007 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für
Getreide- und Reisverarbeitungserzeugnisse

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungs-
betrag

1102 20 10 9200 (1) C10 EUR/t 5,28
1102 20 10 9400 (1) C10 EUR/t 4,52
1102 20 90 9200 (1) C10 EUR/t 4,52
1102 90 10 9100 C10 EUR/t 0,00
1102 90 10 9900 C10 EUR/t 0,00
1102 90 30 9100 C10 EUR/t 0,00
1103 19 40 9100 C10 EUR/t 0,00
1103 13 10 9100 (1) C10 EUR/t 6,79
1103 13 10 9300 (1) C10 EUR/t 5,28
1103 13 10 9500 (1) C10 EUR/t 4,52
1103 13 90 9100 (1) C10 EUR/t 4,52
1103 19 10 9000 C10 EUR/t 0,00
1103 19 30 9100 C10 EUR/t 0,00
1103 20 60 9000 C10 EUR/t 0,00
1103 20 20 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 19 69 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 12 90 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 12 90 9300 C10 EUR/t 0,00
1104 19 10 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 19 50 9110 C10 EUR/t 6,03
1104 19 50 9130 C10 EUR/t 4,90
1104 29 01 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 29 03 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 29 05 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 29 05 9300 C10 EUR/t 0,00
1104 22 20 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 22 30 9100 C10 EUR/t 0,00
1104 23 10 9100 C10 EUR/t 5,66

Erzeugniscode Bestimmung Maßeinheit Erstattungs-
betrag

1104 23 10 9300 C10 EUR/t 4,34
1104 29 11 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 29 51 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 29 55 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 30 10 9000 C10 EUR/t 0,00
1104 30 90 9000 C10 EUR/t 0,94
1107 10 11 9000 C10 EUR/t 0,00
1107 10 91 9000 C10 EUR/t 0,00
1108 11 00 9200 C10 EUR/t 0,00
1108 11 00 9300 C10 EUR/t 0,00
1108 12 00 9200 C10 EUR/t 6,03
1108 12 00 9300 C10 EUR/t 6,03
1108 13 00 9200 C10 EUR/t 6,03
1108 13 00 9300 C10 EUR/t 6,03
1108 19 10 9200 C10 EUR/t 0,00
1108 19 10 9300 C10 EUR/t 0,00
1109 00 00 9100 C10 EUR/t 0,00
1702 30 51 9000 (2) C10 EUR/t 5,91
1702 30 59 9000 (2) C10 EUR/t 4,52
1702 30 91 9000 C10 EUR/t 5,91
1702 30 99 9000 C10 EUR/t 4,52
1702 40 90 9000 C10 EUR/t 4,52
1702 90 50 9100 C10 EUR/t 5,91
1702 90 50 9900 C10 EUR/t 4,52
1702 90 75 9000 C10 EUR/t 6,19
1702 90 79 9000 C10 EUR/t 4,30
2106 90 55 9000 C14 EUR/t 4,52

(1) Für Erzeugnisse, die einer Wärmebehandlung bis zur ersten Gelbildung unterzogen wurden, wird keine Erstattung gewährt.
(2) Es gelten die Erstattungen gemäß der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 2730/75 des Rates (ABl. L 281 vom 1.11.1975, S. 20).
NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission (ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1)

festgelegt.
Die Zahlencodes für das Bestimmungsland/Gebiet sind in der Verordnung (EG) Nr. 2081/2003 (ABl. L 313 vom 28.11.2003, S. 11) festgelegt.
Die übrigen Bestimmungen sind wie folgt festgelegt:
C10: Alle Bestimmungen.
C14: Alle Bestimmungen außer der Schweiz und Liechtenstein.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1116/2007 DER KOMMISSION

vom 27. September 2007

zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Getreidemischfuttermittel

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 be-
stimmt, dass der Unterschied zwischen den Notierungen
oder den Preisen auf dem Weltmarkt für die in Artikel 1
dieser Verordnung genannten Erzeugnisse und den Prei-
sen für diese Erzeugnisse in der Gemeinschaft durch eine
Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden kann.

(2) Die Verordnung (EG) Nr. 1517/95 der Kommission vom
29. Juni 1995 mit Durchführungsbestimmungen zur Ver-
ordnung (EG) Nr. 1784/2003 hinsichtlich der Regelung
der Ein- und Ausfuhr von Getreidemischfuttermitteln und
zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1162/95 mit
besonderen Durchführungsbestimmungen über Einfuhr-
und Ausfuhrlizenzen für Getreide und Reis (2) bestimmt
in Artikel 2 die besonderen Kriterien, die bei der Berech-
nung der Erstattung für diese Erzeugnisse zu berücksich-
tigen sind.

(3) Bei dieser Berechnung muss auch der Gehalt an Getreide-
erzeugnissen berücksichtigt werden. Zur Erzielung einer
Vereinfachung sollte die Erstattung deshalb für zwei Ar-
ten von Getreideerzeugnissen gewährt werden, nämlich
für Mais, das in ausgeführten Mischfuttermitteln am

meisten verwendete Getreide, und für anderes Getreide.
Unter anderem Getreide sind im Sinne dieser Verordnung
in Frage kommende Getreideerzeugnisse außer Mais und
Maiserzeugnissen zu verstehen. Die genannte Erstattung
ist für die in dem betreffenden Mischfuttermittel enthal-
tene Menge Getreideerzeugnisse zu gewähren.

(4) Der Erstattungsbetrag muss außerdem den Möglichkeiten
und Bedingungen des Absatzes der betreffenden Erzeug-
nisse auf dem Weltmarkt, dem Erfordernis, Störungen auf
dem Markt der Gemeinschaft zu verhindern, und dem
wirtschaftlichen Aspekt der Ausfuhren Rechnung tragen.

(5) Aufgrund der derzeitigen Marktlage für Getreide, insbe-
sondere der Versorgungsaussichten, sind die Ausfuhrer-
stattungen abzuschaffen.

(6) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Getreide —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Ausfuhrerstattungen für Mischfuttermittel, die in der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1784/2003 genannt sind und der Verordnung
(EG) Nr. 1517/95 unterliegen, werden wie im Anhang der vor-
liegenden Verordnung angegeben gewährt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 28. September 2007 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. September 2007

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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(1) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 78. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1154/2005 der Kommission (ABl. L 187 vom
19.7.2005, S. 11).

(2) ABl. L 147 vom 30.6.1995, S. 51.



ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 27. September 2007 zur Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für
Getreidemischfuttermittel

Für eine Ausfuhrerstattung kommen Erzeugnisse der nachstehenden Produktcodes in Frage:

2309 10 11 9000, 2309 10 13 9000, 2309 10 31 9000,
2309 10 33 9000, 2309 10 51 9000, 2309 10 53 9000,
2309 90 31 9000, 2309 90 33 9000, 2309 90 41 9000,
2309 90 43 9000, 2309 90 51 9000, 2309 90 53 9000.

Getreideerzeugnis Bestimmung Maßeinheit Erstattung

Mais und Maiserzeugnisse der
KN-Codes 0709 90 60, 0712 90 19, 1005,
1102 20, 1103 13, 1103 29 40, 1104 19 50,
1104 23 und 1904 10 10

C10 EUR/t 0,00

Getreideerzeugnisse außer Mais und Maiserzeugnis-
sen

C10 EUR/t 0,00

NB: Die Erzeugniscodes sowie die Bestimmungscodes Serie „A“ sind in der geänderten Verordnung (EWG) Nr. 3846/87 der Kommission
(ABl. L 366 vom 24.12.1987, S. 1) festgelegt.
C10: Alle Bestimmungen.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1117/2007 DER KOMMISSION

vom 27. September 2007

zur Festsetzung der Produktionserstattungen für Getreide

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1748/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 8 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EWG) Nr. 1722/93 der Kommission
vom 30. Juni 1993 mit Durchführungsbestimmungen zu
den Verordnungen (EWG) Nr. 1766/92 und (EWG) Nr.
1418/76 des Rates hinsichtlich der Produktionserstattun-
gen für Getreide und Reis (2) sind die Bedingungen für
die Gewährung der Produktionserstattung festgelegt wor-
den. Die diesbezügliche Berechnungsgrundlage ist in Ar-
tikel 3 derselben Verordnung enthalten. Die so berech-
nete Erstattung, die erforderlichenfalls für Kartoffelstärke
differenziert wird, muss einmal im Monat festgesetzt
werden und kann geändert werden, wenn sich der Mais-
und/oder der Weizenpreis erheblich ändern.

(2) Um den zu zahlenden Betrag genau zu bestimmen, sind
die mit dieser Verordnung festzusetzenden Produktions-
erstattungen durch die in Anhang II der Verordnung
(EWG) Nr. 1722/93 angegebenen Koeffizienten anzupas-
sen.

(3) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1722/93
genannte Erstattung wird

a) für Mais-, Weizen-, Gerste- und Haferstärke auf 0,00 EUR/t
festgesetzt;

b) für Kartoffelstärke auf 0,00 EUR/t festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 28. September 2007 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. September 2007

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1118/2007 DER KOMMISSION

vom 27. September 2007

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1555/96 in Bezug auf die Auslösungsschwellen für die
Zusatzzölle für Tomaten/Paradeiser

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 2200/96 des Rates vom
28. Oktober 1996 über die gemeinsame Marktorganisation für
Obst und Gemüse (1), insbesondere auf Artikel 33 Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1555/96 der Kommis-
sion vom 30. Juli 1996 mit Durchführungsvorschriften
für die Anwendung der Zusatzzölle bei der Einfuhr von
Obst und Gemüse (2) wird die Einfuhr der in ihrem An-
hang aufgeführten Erzeugnisse überwacht. Diese Überwa-
chung erfolgt nach den Modalitäten von Artikel 308d der
Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kommission vom
2. Juli 1993 mit Durchführungsvorschriften zu der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung
des Zollkodex der Gemeinschaften (3).

(2) Zur Anwendung von Artikel 5 Absatz 4 des im Rahmen
der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-
Runde geschlossenen Übereinkommens über die Land-
wirtschaft (4) und auf der Grundlage der letzten für

2004, 2005 und 2006 verfügbaren Angaben sind die
Auslösungsschwellen für die Zusatzzölle für Tomaten/
Paradeiser zu ändern.

(3) Die Verordnung (EG) Nr. 1555/96 ist entsprechend zu
ändern.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für frisches Obst und Gemüse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang der Verordnung (EG) Nr. 1555/96 erhält die Fas-
sung des Anhangs dieser Verordnung.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Sie gilt ab 1. Oktober 2007.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. September 2007

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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S. 9).

(3) ABl. L 253 vom 11.10.1993, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 214/2007 (ABl. L 62 vom
1.3.2007, S. 6).

(4) ABl. L 336 vom 23.12.1994, S. 22.



ANHANG

„ANHANG

Unbeschadet der Regeln für die Auslegung der Kombinierten Nomenklatur hat der Wortlaut der Warenbezeichnung nur
Hinweischarakter. Der Anwendungsbereich der Zusatzzölle wird im Rahmen dieses Anhangs durch den Umfang der
KN-Codes zum Zeitpunkt des Erlasses dieser Verordnung bestimmt.

Laufende Nr. KN-Code Warenbezeichnung Anwendungszeitraum
Auslösungs-
schwellen
(in Tonnen)

78.0015 0702 00 00 Tomaten/Paradeiser — 1. Oktober bis 31. Mai 325 606

78.0020 — 1. Juni bis 30. September 25 103

78.0065 0707 00 05 Gurken — 1. Mai bis 31. Oktober 3 462

78.0075 — 1. November bis 30. April 7 332

78.0085 0709 90 80 Artischocken — 1. November bis 30. Juni 5 770

78.0100 0709 90 70 Zucchini
(Courgettes)

— 1. Januar bis 31. Dezember 37 250

78.0110 0805 10 20 Orangen — 1. Dezember bis 31. Mai 271 744

78.0120 0805 20 10 Clementinen — 1. November bis Ende Februar 116 637

78.0130 0805 20 30
0805 20 50
0805 20 70
0805 20 90

Mandarinen (einschließlich Tangerinen und
Satsumas); Wilkings und ähnliche Kreuzungen
von Zitrusfrüchten

— 1. November bis Ende Februar 91 359

78.0155 0805 50 10 Zitronen — 1. Juni bis 31. Dezember 326 811

78.0160 — 1. Januar bis 31. Mai 61 504

78.0170 0806 10 10 Tafeltrauben — 21. Juli bis 20. November 70 731

78.0175 0808 10 80 Äpfel — 1. Januar bis 31. August 882 977

78.0180 — 1. September bis 31. Dezember 78 670

78.0220 0808 20 50 Birnen — 1. Januar bis 30. April 239 427

78.0235 — 1. Juli bis 31. Dezember 35 716

78.0250 0809 10 00 Aprikosen/Marillen — 1. Juni bis 31. Juli 14 163

78.0265 0809 20 95 Kirschen, außer Sauerkirschen/Weichseln — 21. Mai bis 10. August 114 530

78.0270 0809 30 Pfirsiche, einschließlich Brugnolen und
Nektarinen

— 11. Juni bis 30. September 11 980

78.0280 0809 40 05 Pflaumen — 11. Juni bis 30. September 5 806“
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1119/2007 DER KOMMISSION

vom 27. September 2007

zur Abweichung von der Verordnung (EG) Nr. 581/2004 zur Eröffnung einer Dauerausschreibung
für Ausfuhrerstattungen für bestimmte Arten von Butter und von der Verordnung (EG)
Nr. 582/2004 zur Eröffnung einer Dauerausschreibung für Ausfuhrerstattungen für

Magermilchpulver

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch
und Milcherzeugnisse (1), insbesondere auf Artikel 31 Absatz 3
Buchstabe b und Artikel 31 Absatz 14,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Angesichts der derzeitigen Lage auf dem Markt für Milch
und Milcherzeugnisse konnte in der Verordnung (EG)
Nr. 660/2007 der Kommission vom 14. Juni 2007 zur
Festsetzung der Ausfuhrerstattungen für Milch und
Milcherzeugnisse (2) darauf verzichtet werden, Ausfuhr-
erstattungen ab dem 15. Juni 2007 festzusetzen. Diese
Situation dürfte einige Monate andauern.

(2) In Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 581/2004
der Kommission (3) und in Artikel 2 Absatz 2 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 582/2004 der Kommission (4) sind die
Zeiträume festgelegt, in denen Angebote für Ausfuhrer-
stattungen für Butter bzw. für Magermilchpulver einge-
reicht werden können. Angesichts der derzeitigen Markt-
lage und zur Vermeidung unnötiger Verwaltungsverfah-
ren und -kosten wird es für angemessen und ausreichend
gehalten, im letzten Quartal 2007 nur einen Ausschrei-
bungszeitraum pro Monat vorzusehen.

(3) Es ist daher notwendig, von den Verordnungen (EG)
Nr. 581/2004 und (EG) Nr. 582/2004 abzuweichen.

(4) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Abweichend von Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EG)
Nr. 581/2004 werden die Ausschreibungszeiträume für die Mo-
nate Oktober bis Dezember 2007 wie folgt festgelegt:

a) Im Oktober 2007 beginnt der Ausschreibungszeitraum am
9. und endet am 16. Oktober;

b) im November 2007 beginnt der Ausschreibungszeitraum am
6. und endet am 13. November;

c) im Dezember 2007 beginnt der Ausschreibungszeitraum am
4. und endet am 11. Dezember.

Fällt der Beginn des Ausschreibungszeitraums auf einen gesetz-
lichen Feiertag, so beginnt er am folgenden Werktag. Fällt das
Ende des Ausschreibungszeitraums auf einen gesetzlichen Feier-
tag, so endet er am vorhergehenden Werktag.

Die Ausschreibungszeiträume beginnen und enden um 13:00
Uhr (Brüsseler Zeit).

Artikel 2

Abweichend von Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung (EG)
Nr. 582/2004 werden die Ausschreibungszeiträume für die Mo-
nate Oktober bis Dezember 2007 wie folgt festgelegt:

a) Im Oktober 2007 beginnt der Ausschreibungszeitraum am
9. und endet am 16. Oktober;

b) im November 2007 beginnt der Ausschreibungszeitraum am
6. und endet am 13. November;

c) im Dezember 2007 beginnt der Ausschreibungszeitraum am
4. und endet am 11. Dezember.

Fällt der Beginn des Ausschreibungszeitraums auf einen gesetz-
lichen Feiertag, so beginnt er am folgenden Werktag. Fällt das
Ende des Ausschreibungszeitraums auf einen gesetzlichen Feier-
tag, so endet er am vorhergehenden Werktag.

Die Ausschreibungszeiträume beginnen und enden um 13:00
Uhr (Brüsseler Zeit).

Artikel 3

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Marktbeteiligten auf die
Weise, die sie für am besten geeignet halten.
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Artikel 4

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in
Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. September 2007

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1120/2007 DER KOMMISSION

vom 27. September 2007

zur Festsetzung der Erstattungssätze bei der Ausfuhr von bestimmten Milcherzeugnissen in Form
von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für Milch
und Milcherzeugnisse (1), insbesondere auf Artikel 31 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 31 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1255/1999 kann der Unterschied zwischen den Prei-
sen, die im internationalen Handel für die in Artikel 1
Buchstaben a, b, c, d, e und g dieser Verordnung aufge-
führten Erzeugnisse gelten, und den Preisen in der
Gemeinschaft durch eine Erstattung bei der Ausfuhr aus-
geglichen werden.

(2) In der Verordnung (EG) Nr. 1043/2005 der Kommission
vom 30. Juni 2005 zur Durchführung der Verordnung
(EG) Nr. 3448/93 des Rates im Hinblick auf die Gewäh-
rung von Ausfuhrerstattungen und die Kriterien zur Fest-
setzung des Erstattungsbetrags für bestimmte landwirt-
schaftliche Erzeugnisse, die in Form von nicht unter An-
hang I des Vertrags fallenden Waren ausgeführt wer-
den (2), sind die Erzeugnisse bezeichnet, für die ein Er-
stattungssatz bei der Ausfuhr in Form von in Anhang II
der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 aufgeführten Waren
festgesetzt werden muss.

(3) Gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1043/2005 ist der Erstattungssatz für jeden Monat
für je 100 kg der betreffenden Grunderzeugnisse festzu-
setzen.

(4) Bei der Ausfuhr von bestimmten Milcherzeugnissen in
Form von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden
Waren besteht jedoch die Gefahr, dass bei einer Voraus-
festsetzung hoher Erstattungssätze die Verpflichtungen
hinsichtlich dieser Erstattungen in Frage gestellt werden

könnten. Daher müssen, um diese Gefahr abzuwenden,
geeignete Vorkehrungen getroffen werden, ohne dass
dadurch der Abschluss langfristiger Verträge ausgeschlos-
sen wird. Die Festlegung spezifischer Erstattungssätze im
Hinblick auf die Vorausfestsetzung von Erstattungen für
diese Erzeugnisse dürfte zur Verwirklichung beider Ziele
beitragen.

(5) In Artikel 15 Absatz 2 der Verordnung (EG)
Nr. 1043/2005 ist vorgesehen, dass bei der Festsetzung
des Erstattungssatzes gegebenenfalls die Produktionser-
stattungen, Beihilfen oder sonstigen Maßnahmen gleicher
Wirkung berücksichtigt werden, die in Bezug auf die
Grunderzeugnisse des Anhangs I der Verordnung (EG)
Nr. 1043/2005 oder die ihnen gleichgestellten Erzeug-
nisse aufgrund der Verordnung über die gemeinsame
Marktorganisation auf dem betreffenden Sektor in allen
Mitgliedstaaten angewandt werden.

(6) Gemäß Artikel 12 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1255/1999 wird für Magermilch, die in der Gemein-
schaft hergestellt worden ist und zu Kasein verarbeitet
wird, eine Beihilfe gewährt, wenn die Milch und das da-
raus hergestellte Kasein bestimmten Bedingungen ent-
sprechen.

(7) Die Verordnung (EG) Nr. 1898/2005 der Kommission
vom 9. November 2005 mit Durchführungsvorschriften
zur Verordnung (EG) Nr. 1255/1999 des Rates betreffend
Maßnahmen zum Absatz von Rahm, Butter und Butter-
fett auf dem Gemeinschaftsmarkt (3) gestattet, Butter und
Rahm zu herabgesetzten Preisen an Industriezweige zu
liefern, die bestimmte Waren herstellen.

(8) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Milch und Milcherzeugnisse —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die geltenden Erstattungssätze für die im Anhang I der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1043/2005 und in Artikel 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1255/1999 aufgeführten Grunderzeugnisse, die in
Form von im Anhang II der Verordnung (EG) Nr. 1255/1999
genannten Waren ausgeführt werden, werden im Anhang dieser
Verordnung festgesetzt.
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(1) ABl. L 160 vom 26.6.1999, S. 48. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1913/2005 der Kommission (ABl. L 307 vom
25.11.2005, S. 2).

(2) ABl. L 172 vom 5.7.2005, S. 24. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 447/2007 (ABl. L 106 vom 24.4.2007,
S. 31).

(3) ABl. L 308 vom 25.11.2005, S. 1. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 96/2007 (ABl. L 25 vom
1.2.2007, S. 6).



Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 28. September 2007 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. September 2007

Für die Kommission
Heinz ZOUREK

Generaldirektor für Unternehmen und Industrie
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ANHANG

Bei der Ausfuhr von bestimmten Milcherzeugnissen in Form von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden
Waren ab dem 28. September 2007 geltende Erstattungssätze (1)

(EUR/100 kg)

KN-Code Warenbezeichnung

Erstattungssätze

bei
Festlegung der
Erstattungen
im Voraus

in den
anderen
Fällen

ex 0402 10 19 Milch, in Pulverform, granuliert oder in anderer fester Form, ohne Zu-
satz von Zucker oder anderen Süßmitteln, mit einem Fettgehalt von
weniger als 1,5 GHT (PG 2):

a) bei Ausfuhr von Waren des KN-Codes 3501 — —

b) bei Ausfuhr anderer Waren 0,00 0,00

ex 0402 21 19 Milch, in Pulverform oder in anderer fester Form, ohne Zusatz von
Zucker oder anderen Süßmitteln, mit einem Fettgehalt von 26 GHT
(PG 3):

a) bei der Ausfuhr von Waren, die gemäß der Verordnung (EG) Nr.
1898/2005 hergestellte verbilligte Butter oder Sahne in Form von
PG 3 gleichgestellten Erzeugnissen enthalten

0,00 0,00

b) bei der Ausfuhr anderer Waren 0,00 0,00

ex 0405 10 Butter, mit einem Fettgehalt von 82 GHT (PG 6):

a) bei der Ausfuhr von Waren, die Billigbutter oder Rahm enthalten
und die unter den in der Verordnung (EG) Nr. 1898/2005 vorge-
sehenen Bedingungen hergestellt sind

0,00 0,00

b) bei der Ausfuhr von Waren des KN-Codes 2106 90 98 mit einem
Milchfettgehalt von 40 GHT oder mehr

0,00 0,00

c) bei der Ausfuhr anderer Waren 0,00 0,00

(1) Die in diesem Anhang genannten Erstattungssätze gelten nicht für Ausfuhren in die
a) Drittstaaten Andorra, Heiliger Stuhl (Vatikanstadt), Liechtenstein, die Vereinigten Staaten von Amerika, sowie für Waren, die in den

Tabellen I und II des Protokolls Nr. 2 des Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidge-
nossenschaft vom 22. Juli 1972 aufgeführt sind;

b) Gebiete der EU-Mitgliedstaaten, die nicht zum Zollgebiet der Gemeinschaft gehören, nämlich Gibraltar, Ceuta, Melilla, die Gemein-
den Livigno und Campione d'Italia, Helgoland, Grönland, die Färöer-Inseln und die Landesteile der Republik Zypern, in denen die
Regierung der Republik Zypern keine tatsächliche Kontrolle ausübt.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1121/2007 DER KOMMISSION

vom 27. September 2007

zur Festsetzung der Erstattungssätze bei der Ausfuhr bestimmter Erzeugnisse des Getreide- und
Reissektors in Form von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Getreide (1), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 3,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1785/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (2), insbesondere auf Artikel 14 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1784/2003 und Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1785/2003 kann der Unterschied zwischen
den Notierungen oder Preisen auf dem Weltmarkt für
die in Artikel 1 dieser beiden Verordnungen genannten
Erzeugnisse und den Preisen in der Gemeinschaft durch
eine Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden.

(2) In der Verordnung (EG) Nr. 1043/2005 der Kommission
vom 30. Juni 2005 zur Durchführung der Verordnung
(EG) Nr. 3448/93 des Rates im Hinblick auf die Gewäh-
rung von Ausfuhrerstattungen und die Kriterien zur Fest-
setzung des Erstattungsbetrags für bestimmte landwirt-
schaftliche Erzeugnisse, die in Form von nicht unter An-
hang I des Vertrages fallenden Waren ausgeführt wer-
den (3), sind diejenigen Erzeugnisse bezeichnet, für die
bei ihrer Ausfuhr in Form von im Anhang III der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1784/2003 oder im Anhang IV der
Verordnung (EG) Nr. 1785/2003 aufgeführten Waren ein
Erstattungssatz festgesetzt werden muss.

(3) Gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.
1043/2005 ist der Erstattungssatz jeden Monat für je
100 kg der betreffenden Grunderzeugnisse festzusetzen.

(4) Die Verpflichtungen hinsichtlich der Erstattungen für die
Ausfuhr von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die in
Waren außerhalb des Geltungsbereichs von Anhang I
des Vertrags enthalten sind, könnten in Frage gestellt
werden, wenn hohe Erstattungssätze im Voraus festgelegt
werden. Infolgedessen sind Vorkehrungen gegen solche
Situationen zu ergreifen, ohne dass dadurch der Ab-

schluss langfristiger Verträge verhindert wird. Die Festle-
gung eines Erstattungssatzes im Hinblick auf die vorzei-
tige Festsetzung von Erstattungen trägt zur Verwirkli-
chung dieser Ziele bei.

(5) Unter Berücksichtigung der zwischen der Europäischen
Gemeinschaft und den Vereinigten Staaten von Amerika
getroffenen Übereinkunft über die Ausfuhren von Teig-
waren aus der Gemeinschaft in die USA, die mit dem
Beschluss 87/482/EWG des Rates (4) genehmigt wurde,
muss die Erstattung für Waren der KN-Codes
1902 11 00 und 1902 19 je nach Bestimmungsgebiet
unterschiedlich festgelegt werden.

(6) Nach Artikel 15 Absätze 2 und 3 der Verordnung (EG)
Nr. 1043/2005 gilt für das verarbeitete Grunderzeugnis
zum vermuteten Zeitpunkt der Herstellung der Waren
ein verminderter Erstattungssatz, weil die nach der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 1722/93 der Kommission (5) ge-
währte Produktionserstattung zu berücksichtigen ist.

(7) Alkoholische Getränke werden als Erzeugnisse betrachtet,
die weniger empfindlich auf den Preis des zu ihrer Her-
stellung verwendeten Getreides reagieren. Das Protokoll
19 zum Vertrag über den Beitritt Dänemarks, Irlands und
des Vereinigten Königreichs sieht allerdings vor, dass die
notwendigen Maßnahmen festzulegen sind, um die Ver-
wendung von Getreide aus der Gemeinschaft zur Herstel-
lung alkoholischer Getränke auf Getreidebasis zu erleich-
tern. Infolgedessen sind die Erstattungssätze für in Form
von alkoholischen Getränken ausgeführtes Getreide anzu-
passen.

(8) Der Verwaltungsausschuss für Getreide hat nicht inner-
halb der ihm von seinem Vorsitzenden gesetzten Frist
Stellung genommen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die geltenden Erstattungssätze für die im Anhang I der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1043/2005 und in Artikel 1 der Verordnung
(EG) Nr. 1784/2003 oder in Artikel 1 der Verordnung (EG) Nr.
1785/2003 aufgeführten Grunderzeugnisse, die in Form von im
Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 bzw. im An-
hang IV der Verordnung (EG) Nr. 1785/2003 genannten Waren
ausgeführt werden, werden im Anhang dieser Verordnung fest-
gesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 28. September 2007 in Kraft.
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(1) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 78. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1154/2005 der Kommission (ABl. L 187 vom
19.7.2005, S. 11).

(2) ABl. L 270 vom 21.10.2003, S. 96. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 797/2006 der Kommission (ABl.
L 144 vom 31.5.2006, S. 1).

(3) ABl. L 172 vom 5.7.2005, S. 24. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 447/2007 (ABl. L 106 vom 24.4.2007,
S. 31).

(4) ABl. L 275 vom 29.9.1987, S. 36.
(5) ABl. L 159 vom 1.7.1993, S. 112. Verordnung zuletzt geändert

durch die Verordnung (EG) Nr. 1584/2004 (ABl. L 280 vom
31.8.2004, S. 11).



Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. September 2007

Für die Kommission
Heinz ZOUREK

Generaldirektor für Unternehmen und Industrie
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ANHANG

Bei der Ausfuhr bestimmter Getreide- und Reiserzeugnisse in Form von nicht unter Anhang I des Vertrags
fallenden Waren ab dem 28. September 2007 geltende Erstattungssätze (*)

(EUR/100 kg)

KN-Code Bezeichnung der Erzeugnisse (1)

Erstattungssätze pro 100 kg des
Grunderzeugnisses

bei Festlegung der
Erstattungen im

Voraus

in den anderen
Fällen

1001 10 00 Hartweizen:

– bei der Ausfuhr von Waren der KN-Codes 1902 11 und 1902 19 nach den Vereinigten
Staaten von Amerika

— —

– in allen anderen Fällen — —

1001 90 99 Weichweizen und Mengkorn:

– bei der Ausfuhr von Waren der KN-Codes 1902 11 und 1902 19 nach den Vereinigten
Staaten von Amerika

— —

– – in allen anderen Fällen:

– – bei Anwendung von Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1043/2005 (2) — —

– – bei Ausfuhr von Waren der Position 2208 (3) — —

– – in allen anderen Fällen — —

1002 00 00 Roggen — —

1003 00 90 Gerste:

– bei Ausfuhr von Waren der Position 2208 (3) — —

– in allen anderen Fällen — —

1004 00 00 Hafer — —

1005 90 00 Mais, verwendet in Form von:

– Stärke:

– – bei Anwendung von Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1043/2005 (2) 0,377 0,377

– – bei Ausfuhr von Waren der Position 2208 (3) — —

– – in allen anderen Fällen 0,377 0,377

– Glucose, Glucosesirup, Maltodextrin, Maltodextrinsirup der KN-Codes 1702 30 51,
1702 30 59, 1702 30 91, 1702 30 99, 1702 40 90, 1702 90 50, 1702 90 75,
1702 90 79, 2106 90 55 (4):

– – bei Anwendung von Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1043/2005 (2) 0,283 0,283

– – bei Ausfuhr von Waren der Position 2208 (3) — —

– – in allen anderen Fällen 0,283 0,283

– – bei Ausfuhr von Waren der Position 2208 (3) — —

– anderer (einschließlich in unverarbeitetem Zustand verwendet) 0,377 0,377

Kartoffelstärke des KN-Codes 1108 13 00, gleichgestellt mit einem aus der Verarbeitung von
Mais hergestellten Produkt:

– bei Anwendung von Artikel 15 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1043/2005 (2): 0,377 0,377

– bei Ausfuhr von Waren der Position 2208 (3) — —

– in allen anderen Fällen 0,377 0,377
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(*) Die in diesem Anhang genannten Erstattungssätze gelten nicht für Waren, die in den Tabellen I und II des Protokolls Nr. 2 des
Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 22. Juli 1972 aufgeführt sind
und in die Schweizerische Eidgenossenschaft oder das Fürstentum Liechtenstein ausgeführt werden.



(EUR/100 kg)

KN-Code Bezeichnung der Erzeugnisse (1)

Erstattungssätze pro 100 kg des
Grunderzeugnisses

bei Festlegung der
Erstattungen im

Voraus

in den anderen
Fällen

ex 1006 30 Vollständig geschliffener Reis:

– rundkörniger Reis — —

– mittelkörniger Reis — —

– langkörniger Reis — —

1006 40 00 Bruchreis — —

1007 00 90 Körner-Sorghum, anderes als Hybriden, zur Aussaat — —

(1) Hinsichtlich der landwirtschaftlichen Erzeugnisse, die aus der Verarbeitung eines Grunderzeugnisses oder eines ihm gleichgestellten Erzeugnisses hervorgehen, gelten die
im Anhang V der Verordnung (EG) Nr. 1043/2005 der Kommission angegebenen Koeffizienten.

(2) Die betreffende Ware fällt unter den KN-Code 3505 10 50.
(3) Waren, aufgenommen in Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 1784/2003 oder gemäß Artikel 2 der Verordnung (EWG) Nr. 2825/93 (ABl. L 258 vom 16.10.1993, S. 6).
(4) Für Sirupe der KN-Codes 1702 30 99, 1702 40 90 und 1702 60 90, hergestellt als Mischung von Glucose- und Fructosesirup, bezieht sich die Ausfuhrerstattung

ausschließlich auf den Glucosesirup.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1122/2007 DER KOMMISSION

vom 27. September 2007

zur Festsetzung der Erstattungssätze bei der Ausfuhr bestimmter Erzeugnisse des Zuckersektors in
Form von nicht unter Anhang I des Vertrags fallenden Waren

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 318/2006 des Rates vom
20. Februar 2006 über die gemeinsame Marktorganisation für
Zucker (1), insbesondere auf Artikel 33 Absatz 2 Buchstabe a
und Absatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 32 Absätze 1 und 2 der Verordnung (EG)
Nr. 318/2006 kann der Unterschied zwischen den Prei-
sen auf dem Weltmarkt für die in Artikel 1 Absatz 1
unter den Buchstaben b, c, d und g genannten Erzeug-
nisse und den Preisen in der Gemeinschaft durch eine
Erstattung bei der Ausfuhr ausgeglichen werden, wenn
diese Erzeugnisse in Form von Waren, die in Anhang
VII dieser Verordnung verzeichnet sind, ausgeführt wer-
den.

(2) In der Verordnung (EG) Nr. 1043/2005 der Kommission
vom 30. Juni 2005 zur Durchführung der Verordnung
(EG) Nr. 3448/93 des Rates im Hinblick auf die Gewäh-
rung von Ausfuhrerstattungen und die Kriterien zur Fest-
setzung des Erstattungsbetrags für bestimmte landwirt-
schaftliche Erzeugnisse, die in Form von nicht unter An-
hang I des Vertrags fallenden Waren ausgeführt wer-
den (2), sind die Erzeugnisse bezeichnet, für die ein Er-
stattungssatz bei der Ausfuhr in Form von in Anhang VII
der Verordnung (EG) Nr. 318/2006 aufgeführten Waren
festgesetzt werden muss.

(3) Gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG)
Nr. 1043/2005 ist der Erstattungssatz für jeden Monat
für je 100 kg der betreffenden Grunderzeugnisse festzu-
setzen.

(4) Gemäß Artikel 32 Absatz 4 der Verordnung (EG)
Nr. 318/2006 darf die bei der Ausfuhr eines in einer

Ware enthaltenen Erzeugnisses gewährte Erstattung die
Erstattung für das in unverarbeitetem Zustand ausge-
führte Erzeugnis nicht übersteigen.

(5) Die in dieser Verordnung festgelegten Erstattungen kön-
nen Gegenstand der Vorausfestsetzung sein, da die in den
kommenden Monaten herrschende Marktlage noch nicht
abzusehen ist.

(6) Die Verpflichtungen hinsichtlich der Erstattungen für die
Ausfuhr von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die in
Waren außerhalb des Geltungsbereichs von Anhang I
des Vertrags enthalten sind, könnten in Frage gestellt
werden, wenn hohe Erstattungssätze im Voraus festgelegt
werden. Infolgedessen sind Vorkehrungen gegen solche
Situationen zu ergreifen, ohne dass dadurch der Ab-
schluss langfristiger Verträge verhindert wird. Die Festle-
gung eines Erstattungssatzes im Hinblick auf die vorzei-
tige Festsetzung von Erstattungen trägt zur Verwirkli-
chung dieser Ziele bei.

(7) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Zucker —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die geltenden Erstattungssätze für die im Anhang I der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1043/2005 und in Artikel 1 Absatz 1 und
in Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 318/2006 auf-
geführten Grunderzeugnisse, die in Form von im Anhang VII
der Verordnung (EG) Nr. 318/2006 genannten Waren ausge-
führt werden, werden im Anhang dieser Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 28. September 2007 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. September 2007

Für die Kommission
Heinz ZOUREK

Generaldirektor für Unternehmen und Industrie
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(1) ABl. L 58 vom 28.2.2006, S. 1. Verordnung geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1585/2006 der Kommission (ABl. L 294
vom 25.10.2006, S. 19).

(2) ABl. L 172 vom 5.7.2005, S. 24. Verordnung zuletzt geändert durch
die Verordnung (EG) Nr. 447/2007 (ABl. L 106 vom 24.4.2007,
S. 31).



ANHANG

Bei der Ausfuhr bestimmter Erzeugnisse des Zuckersektors in Form von nicht unter Anhang I des Vertrags
fallenden Waren ab dem 28. September 2007 geltende Erstattungssätze (1)

KN-Code Warenbezeichnung

Erstattungssätze in EUR/100 kg

bei Festlegung der Erstattungen im
Voraus in den anderen Fällen

1701 99 10 Weißzucker 34,07 34,07

DE28.9.2007 Amtsblatt der Europäischen Union L 253/33

(1) Die in diesem Anhang genannten Erstattungssätze gelten nicht für Ausfuhren in die
a) Drittländer Albanien, Kroatien, Bosnien-Herzegowina, Serbien, Montenegro, Kosovo, die Ehemalige Jugoslawische Republik Mazedo-

nien, Andorra, Heiliger Stuhl (Vatikanstadt), Liechtenstein, sowie für Waren, die in den Tabellen I und II des Protokolls Nr. 2 des
Abkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 22. Juli 1972 aufgeführt
sind;

b) Gebiete der EU-Mitgliedstaaten, die nicht zum Zollgebiet der Gemeinschaft gehören, nämlich Gibraltar, Ceuta, Melilla, die Gemein-
den Livigno und Campione d'Italia, Helgoland, Grönland, die Färöer-Inseln und die Landesteile der Republik Zypern, in denen die
Regierung der Republik Zypern keine tatsächliche Kontrolle ausübt.



VERORDNUNG (EG) Nr. 1123/2007 DER KOMMISSION

vom 27. September 2007

zur Erteilung der im Rahmen des mit der Verordnung (EG) Nr. 327/98 für den Teilzeitraum vom
September 2007 eröffneten Zollkontingents zur Einfuhr von Reis beantragten Lizenzen

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1785/2003 des Rates vom
29. September 2003 über die gemeinsame Marktorganisation
für Reis (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1301/2006 der Kommis-
sion vom 31. August 2006 mit gemeinsamen Regeln für die
Verwaltung von Einfuhrzollkontingenten für landwirtschaftliche
Erzeugnisse im Rahmen einer Einfuhrlizenzregelung (2), insbe-
sondere auf Artikel 7 Absatz 2,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 327/98 der Kommission
vom 10. Februar 1998 zur Eröffnung und Verwaltung von Ein-
fuhrzollkontingenten für Reis und Bruchreis (3), insbesondere
auf Artikel 5 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 327/98 wurden Einfuhr-
zollkontingente für Reis und Bruchreis eröffnet, die
nach Ursprungsländern aufgeschlüsselt und gemäß An-
hang IX derselben Verordnung in mehrere Teilzeiträume
unterteilt wurden, und deren Verwaltung festgelegt.

(2) Der Teilzeitraum des Monats September ist der vierte
Teilzeitraum für das Kontingent gemäß Artikel 1 Ab-
satz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 327/98,
der dritte Teilzeitraum für die Kontingente gemäß Buch-
stabe d desselben Absatzes und der erste Teilzeitraum für
das Kontingent gemäß Buchstabe e desselben Absatzes.

(3) Aus der Mitteilung gemäß Artikel 8 Buchstabe a der Ver-
ordnung (EG) Nr. 327/98 geht hervor, dass sich die in
den ersten zehn Arbeitstagen des Monats September
2007 gemäß Artikel 4 Absatz 1 der genannten Verord-
nung eingereichten Anträge für die Kontingente mit den
laufenden Nummern 09.4130 — 09.4117 — 09.4118
— 09.4119 und 09.4168 auf eine Menge beziehen, die

die verfügbare Menge übersteigt. Es ist daher zu bestim-
men, in welchem Umfang die Einfuhrlizenzen erteilt wer-
den können, indem der auf die beantragten Mengen des/-
der betreffenden Kontingente(s) anzuwendende Zutei-
lungskoeffizient festgesetzt wird.

(4) Aus der vorgenannten Mitteilung geht außerdem hervor,
dass sich die in den ersten zehn Arbeitstagen des Monats
September 2007 gemäß Artikel 4 Absatz 1 der genann-
ten Verordnung eingereichten Anträge für die Kontin-
gente mit den laufenden Nummern 09.4127 —

09.4128 — 09.4129 und 09.4112 auf eine Menge be-
ziehen, die unter der verfügbaren Menge liegt oder ihr
entspricht.

(5) Die für den Teilzeitraum September nicht genutzten
Mengen der Kontingente mit den laufenden Nummern
09.4127 — 09.4128 und 09.4129 werden gemäß Arti-
kel 2 der Verordnung (EG) Nr. 327/98 für den folgenden
Kontingentsteilzeitraum auf das Kontingent mit der lau-
fenden Nummer 09.4138 übertragen.

(6) Für die Kontingente mit den laufenden Nummern
09.4138 und 09.4168 sind daher die für den folgenden
Kontingentsteilzeitraum gemäß Artikel 5 Absatz 1 der
Verordnung (EG) Nr. 327/98 verfügbaren Gesamtmengen
festzusetzen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Den in den ersten zehn Arbeitstagen des Monats Septem-
ber 2007 eingereichten Einfuhrlizenzanträgen für Reis der Kon-
tingente mit den laufenden Nummern 09.4130 — 09.4117 —

09.4118 — 09.4119 und 09.4168 gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 327/98 wird für die beantragten Mengen stattgegeben, auf
die der im Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzte
Zuteilungskoeffizient angewendet wird.

(2) Die für den folgenden Kontingentsteilzeitraum im Rah-
men der Kontingente mit den laufenden Nummern 09.4138
und 09.4168 gemäß der Verordnung (EG) Nr. 327/98 verfüg-
baren Gesamtmengen werden im Anhang der vorliegenden Ver-
ordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amts-
blatt der Europäischen Union in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 27. September 2007

Für die Kommission
Jean-Luc DEMARTY

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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ANHANG

Für den Teilzeitraum des Monats September 2007 zuzuteilende Mengen und für den folgenden Teilzeitraum verfügbare
Mengen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 327/98:

a) Kontingent von halbgeschliffenem oder vollständig geschliffenem Reis des KN-Codes 1006 30 gemäß Artikel 1 Ab-
satz 1 Buchstabe a der Verordnung (EG) Nr. 327/98:

Ursprung Laufende Nummer
Zuteilungskoeffizient für

den Teilzeitraum
September 2007

Für den Teilzeitraum
Oktober 2007 verfügbare

Gesamtmengen
(kg)

Vereinigte Staaten von Amerika 09.4127 — (2)

Thailand 09.4128 — (2)

Australien 09.4129 — (2)

Andere Ursprungsländer 09.4130 83,630141 %

Alle Ursprungsländer 09.4138 16 206 129

b) Kontingent von halbgeschliffenem oder vollständig geschliffenem Reis des KN-Codes 1006 30 40 gemäß Artikel 1
Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EG) Nr. 327/98:

Ursprung Laufende Nummer Zuteilungskoeffizient für den
Teilzeitraum September 2007

Thailand 09.4112 — (2)

Vereinigte Staaten von Amerika 09.4116 — (3)

Indien 09.4117 19,261642 %

Pakistan 09.4118 33,333333 %

Andere Ursprungsländer 09.4119 20,000000 %

Alle Ursprungsländer 09.4166 — (3)

c) Kontingent von Bruchreis des KN-Codes 1006 40 gemäß Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe e der Verordnung (EG)
Nr. 327/98:

Ursprung Laufende Nummer
Zuteilungskoeffizient für

den Teilzeitraum
September 2007

Für den Teilzeitraum
Oktober 2007 verfügbare

Gesamtmengen
(kg)

Alle Ursprungsländer 09.4168 1,505425 % 0

(1) Keine Anwendung des Zuteilungskoeffizienten für diesen Teilzeitraum: der Kommission wurde kein Lizenzantrag übermittelt.
(2) Die Anträge beziehen sich auf Mengen, die die verfügbaren Mengen unterschreiten oder ihnen entsprechen: somit kann allen

Anträgen stattgegeben werden.
(3) Keine verfügbare Menge für diesen Teilzeitraum.
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte, die in Anwendung des EG-Vertrags/Euratom-Vertrags erlassen wurden)

ENTSCHEIDUNGEN UND BESCHLÜSSE

RAT

BESCHLUSS DES RATES

vom 26. September 2007

über die Ernennung eines lettischen Mitglieds des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

(2007/620/EG, Euratom)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 259,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 167,

gestützt auf den Beschluss 2006/524/EG, Euratom vom 11. Juli 2006 zur Ernennung der tschechischen,
deutschen, estnischen, spanischen, französischen, italienischen, lettischen, litauischen, luxemburgischen, un-
garischen, maltesischen, österreichischen, slowenischen und slowakischen Mitglieder des Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschusses für die Zeit vom 21. September 2006 bis zum 20. September 2010 (1),

gestützt auf die von der lettischen Regierung vorgelegte Kandidatur,

nach Stellungnahme der Kommission,

in der Erwägung, dass infolge des Ausscheidens von Herrn Andris BĒRZIŅŠ der Sitz eines lettischen Mitglieds
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses frei geworden ist —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Herr Gundars STRAUTMANIS wird als Nachfolger von Herrn Andris BĒRZIŅŠ für dessen verbleibende Amts-
zeit, d. h. bis zum 20. September 2010, zum Mitglied des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
ernannt.

Artikel 2

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Annahme wirksam.

Geschehen zu Brüssel am 26. September 2007.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. SILVA
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BESCHLUSS DES RATES

vom 26. September 2007

zur Ernennung eines dänischen Mitglieds des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses

(2007/621/EG, Euratom)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 259,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 167,

gestützt auf den Beschluss 2006/703/EG, Euratom des Rates vom 16. Oktober 2006 zur Ernennung der
dänischen Mitglieder des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (1) für die Zeit vom 21. Septem-
ber 2006 bis zum 20. September 2010,

gestützt auf die von der dänischen Regierung vorgelegte Kandidatur,

nach Stellungnahme der Kommission,

in der Erwägung, dass infolge des Ausscheidens von Frau Randi IVERSEN der Sitz eines dänischen Mitglieds
des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses frei geworden ist —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Frau Mette KINDBERG wird als Nachfolgerin von Frau Randi IVERSEN für deren verbleibende Amtszeit, d. h.
bis zum 20. September 2010, zum Mitglied des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ernannt.

Artikel 2

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Annahme wirksam.

Geschehen zu Brüssel am 26. September 2007.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. SILVA
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BESCHLUSS DES RATES

vom 26. September 2007

zur Ernennung eines italienischen Mitglieds des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses
und zur Änderung der Beschlüsse 2006/524/EG, Euratom und 2006/651/EG, Euratom

(2007/622/EG, Euratom)

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 259,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft, insbesondere auf Artikel 167,

gestützt auf die von der italienischen Regierung vorgelegte Kandidatur,

nach Stellungnahme der Europäischen Kommission,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Der Rat hat mit Beschluss 2006/524/EG, Euratom zur Ernennung der tschechischen, deutschen,
estnischen, spanischen, französischen, italienischen, lettischen, litauischen, luxemburgischen, ungari-
schen, maltesischen, österreichischen, slowenischen und slowakischen Mitglieder des Europäischen
Wirtschafts- und Sozialausschusses (1) und mit Beschluss 2006/651/EG, Euratom des Rates zur
Ernennung der belgischen, griechischen, irischen, zyprischen, niederländischen, polnischen, portugie-
sischen, finnischen, schwedischen und britischen sowie zweier italienischer Mitglieder des Europä-
ischen Wirtschafts- und Sozialausschusses (2) die italienischen Mitglieder des Europäischen Wirt-
schafts- und Sozialausschusses für den Zeitraum vom 21. September 2006 bis zum 20. September
2010 ernannt.

(2) Infolge des Ausscheidens von Herrn Paolo NICOLETTI ist der Sitz eines italienischen Mitglieds des
Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses frei geworden —

BESCHLIESST:

Artikel 1

Herr Marco FELISATI wird als Nachfolger von Herrn Paolo NICOLETTI für dessen verbleibende Amtszeit, d. h.
bis zum 20. September 2010, zum Mitglied des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ernannt.

Artikel 2

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Annahme wirksam.

Geschehen zu Brüssel am 26. September 2007.

Im Namen des Rates
Der Präsident

J. SILVA
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KOMMISSION

BESCHLUSS DER KOMMISSION

vom 31. August 2007

zur Einsetzung der Hochrangigen Gruppe unabhängiger Interessenträger im Bereich
Verwaltungslasten

(2007/623/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Am 24. Januar 2007 hat die Kommission die Mitteilung
mit dem Titel „Aktionsprogramm zur Verringerung der
Verwaltungslasten in der Europäischen Union“ (1) ange-
nommen, in der sie ankündigte, dass sie bei der Verwirk-
lichung dieses Aktionsprogramms auf Transparenz setzen
möchte, indem sie Interessenträger aus der gesamten Eu-
ropäischen Union einbindet und damit ständig von ihren
Beiträgen profitiert.

(2) Der Europäische Rat hat das Aktionsprogramm auf seiner
Tagung im Frühjahr 2007 unterstützt und sich für die für
2012 angestrebte 25%ige Verringerung der Verwaltungs-
lasten ausgesprochen.

(3) Die Kommission konsultiert diesbezüglich bereits Sach-
verständige aus den Mitgliedstaaten und kooperiert mit
ihnen im Rahmen der Hochrangigen Gruppe nationaler
Sachverständiger für bessere Rechtsetzung, muss aber im
Hinblick auf eine genauso effiziente Interaktion mit ande-
ren Interessenträgern, ohne deren Beiträge sich diese ehr-
geizige Zielvorgabe nicht erreichen ließe, sowie im Ein-
klang mit der oben erwähnten Mitteilung unter Umstän-
den auf das Fachwissen von Fachleuten im Rahmen eines
beratenden Gremiums zurückgreifen.

(4) Daher ist es erforderlich, eine Sachverständigengruppe im
Bereich der Verringerung der Verwaltungslasten einzu-
richten und ihre Aufgaben und ihre Zusammensetzung
festzulegen.

(5) Die Gruppe sollte die Kommission in Fragen unterstüt-
zen, die das Aktionsprogramm und vor allem die von
den Beratern vorgeschlagenen Maßnahmen zur Verringe-
rung der Verwaltungslasten betreffen; hierfür werden In-
ternetkonsultationen und in den Mitgliedstaaten abgehal-
tene einschlägige Seminare durchgeführt.

(6) Die Gruppe sollte sich aus hochrangigen, unabhängigen
Interessenträgern zusammensetzen, die aufgrund ihres
Fachwissens im Bereich der besseren Rechtsetzung und/
oder der unter das Aktionsprogramm fallenden Politikfel-
der ausgewählt werden. Die Kommission sollte sicherstel-
len, dass die Interessen der kleinen und großen Unter-
nehmen, der Sozialpartner, der Verbraucher- und Um-
weltorganisationen, einschließlich der Nichtregierungsor-
ganisationen, angemessen vertreten werden.

(7) Unbeschadet der im Anhang des Beschlusses
2001/844/EG, EGKS, Euratom der Kommission (2) aufge-
führten Sicherheitsvorschriften der Kommission sollten
Vorschriften für die Weitergabe von Informationen durch
Mitglieder der Gruppe festgelegt werden.

(8) Mitglieder der Gruppe betreffende personenbezogene Da-
ten sollten gemäß der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Dezem-
ber 2000 zum Schutz natürlicher Personen bei der Ver-
arbeitung personenbezogener Daten durch die Organe
und Einrichtungen der Gemeinschaft und zum freien Da-
tenverkehr (3) verarbeitet werden.

(9) Es ist zweckmäßig, die Geltungsdauer dieses Beschlusses
zu begrenzen. Die Kommission wird zu gegebener Zeit
prüfen, ob eine Verlängerung sinnvoll ist —
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BESCHLIESST:

Artikel 1

Hochrangige Gruppe unabhängiger Interessenträger im
Bereich Verwaltungslasten

Mit Wirkung vom 31. August 2007 wird hiermit die Hoch-
rangige Gruppe unabhängiger Interessenträger im Bereich Ver-
waltungslasten, nachfolgend „Gruppe“ genannt, eingerichtet.

Artikel 2

Aufgabe

Die Aufgabe der Gruppe besteht darin, die Kommission in Fra-
gen im Zusammenhang mit dem Aktionsprogramm zur Verrin-
gerung der Verwaltungslasten in der Europäischen Union, des-
sen Ziel es ist, die für Unternehmen entstehenden Verwaltungs-
lasten von EU-Rechtsvorschriften bis 2012 um 25 % zu ver-
ringern, zu unterstützen.

Diese Gruppe wird insbesondere

— Unterstützung im Zusammenhang mit Fragen zu den von
den Beratern vorgeschlagenen Maßnahmen zur Verringerung
der Verwaltungslasten gewähren; hierfür werden Internet-
konsultationen und in den Mitgliedstaaten abgehaltene ein-
schlägige Seminare durchgeführt;

— die Kommission auf Verlangen bei etwaigen, im Zusammen-
hang mit dem Aktionsprogramm auftretenden Fragen der
Methodik unterstützen;

— Vorschläge zu der Frage unterbreiten, welche bestehenden
Rechtsvorschriften bei Bedarf zusätzlich in die EU-weit
durchgeführten Berechnungen einbezogen werden könnten.

Das Mandat wird für drei Jahre erteilt; es kann durch einen
Beschluss der Kommission verlängert werden.

Artikel 3

Konsultation der Gruppe

(1) Die Kommission kann die Gruppe zu allen Angelegenhei-
ten in Zusammenhang mit der Umsetzung des Aktionspro-
gramms zur Verringerung der Verwaltungslasten in der Europä-
ischen Union konsultieren.

(2) Der Vorsitzende der Gruppe kann die Kommission darauf
hinweisen, dass es wünschenswert wäre, die Gruppe zu einer
bestimmten Frage zu konsultieren. Die Gruppe äußert sich in
diesem Fall nur auf schriftliche Aufforderung der Kommission.

Artikel 4

Zusammensetzung — Ernennung der Mitglieder

(1) Die Gruppe besteht aus bis zu fünfzehn Mitgliedern.

(2) Die Kommission ernennt zuerst die (den) Vorsitzende(n)
der Gruppe. Die Mitglieder der Gruppe werden daraufhin von
der Kommission in Absprache mit dem Vorsitz ernannt, mit
dem sie hochrangige Interessenträger mit Fachkompetenz in
den in Artikel 2 und 3 Absatz 1 genannten Bereichen ausge-
wählt hat.

Die Auswahl der Mitglieder erfolgt aufgrund ihrer Sachkenntnis
im Bereich der besseren Rechtsetzung und/oder der unter das
Aktionsprogramm fallenden Politikfelder. Die Kommission stellt
sicher, dass die Interessen der kleinen und großen Unterneh-
men, der Sozialpartner, der Verbraucher- und Umweltorganisa-
tionen, einschließlich der Nichtregierungsorganisationen, ange-
messen vertreten werden.

(3) Die Mitglieder werden ad personam ernannt; sie beraten
die Kommission unabhängig von externen Weisungen im Ein-
klang mit diesem Beschluss.

(4) Die Mitglieder der Gruppe werden für drei Jahre ernannt.
Sie bleiben im Amt, bis sie ersetzt werden oder ihre Amtszeit
endet.

(5) Mitglieder, die nicht mehr in der Lage sind, einen wirk-
samen Beitrag zu den Arbeiten der Gruppe zu leisten, die ihr
Amt niederlegen, die die Voraussetzungen nach Absatz 3 dieses
Artikels nicht mehr erfüllen oder die gegen Artikel 287 EG-
Vertrag verstoßen, können für die Dauer ihrer verbleibenden
Amtszeit ersetzt werden.

(6) Die Mitglieder geben jedes Jahr eine schriftliche Verpflich-
tung ab, im öffentlichen Interesse zu handeln, sowie eine Er-
klärung darüber, ob ein ihrer Unabhängigkeit abträglicher Inte-
ressenkonflikt besteht oder nicht.

(7) Die Namen der Mitglieder werden auf der Internetseite
der Generaldirektion Unternehmen und Industrie veröffentlicht.
Die Erfassung, Verarbeitung und Veröffentlichung der Namen
der Mitglieder erfolgt gemäß der Verordnung (EG) Nr. 45/2001.

Artikel 5

Arbeitsweise

(1) Für die Prüfung besonderer Fragen können in Abstim-
mung mit der Kommission und auf der Grundlage eines von
der Gruppe festgelegten Mandats Untergruppen eingerichtet
werden. Die Untergruppen werden aufgelöst, sobald die ihnen
gesetzten Ziele erreicht sind. Gegebenenfalls wird die Stellung-
nahme bestehender Interessenträgergruppen mit einschlägiger
Sachkenntnis eingeholt und der Gruppe und den Untergruppen
übermittelt.
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(2) Die Kommission oder — in Abstimmung mit der Kom-
mission — der Vorsitz kann, soweit sinnvoll und/oder notwen-
dig, Sachverständige oder Beobachter mit besonderer Fachkom-
petenz in Bezug auf eines der auf der Tagesordnung stehenden
Themen bitten, an den Beratungen der Gruppe oder der Unter-
gruppen teilzunehmen.

(3) Im Rahmen der Mitwirkung an den Beratungen der
Gruppe oder Untergruppen erlangte Informationen dürfen nicht
verbreitet werden, wenn die Kommission sie als vertraulich ein-
stuft.

(4) Die Sitzungen der Gruppe und ihrer Untergruppen finden
in der Regel nach den von der Kommission festgelegten Moda-
litäten und Terminen in Räumlichkeiten der Kommission statt.
Die Generaldirektion Unternehmen und Industrie nimmt die
Sekretariatsgeschäfte wahr.

(5) Die Gruppe gibt sich eine Geschäftsordnung auf der
Grundlage der von der Kommission angenommenen Standard-
geschäftsordnung (1).

(6) Die Kommission veröffentlicht im Allgemeinen im Inter-
net alle maßgeblichen Zusammenfassungen oder Schlussfolge-
rungen der Arbeiten der Gruppe in der Originalsprache des
betreffenden Dokuments.

Artikel 6

Sitzungsausgaben

Die für Gruppenmitglieder, Sachverständige und Beobachter im
Rahmen der Tätigkeit der Gruppe anfallenden Reise- und gege-
benenfalls Aufenthaltskosten werden von der Kommission ge-
mäß den für externe Sachverständige geltenden Bestimmungen
erstattet.

Die Mitglieder, Sachverständigen und Beobachter erhalten für
ihre Tätigkeit keine Vergütung.

Die Erstattung der Sitzungskosten erfolgt im Rahmen der Mittel,
die von den zuständigen Kommissionsdienststellen jährlich zur
Verfügung gestellt werden.

Artikel 7

Geltungsdauer

Dieser Beschluss gilt drei Jahre nach dessen Annahme durch die
Kommission.

Brüssel, den 31. August 2007

Für die Kommission
Günter VERHEUGEN

Vizepräsident
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 27. September 2007

zur Änderung der Entscheidung 2006/800/EG zur Verlängerung der Laufzeit der Pläne zur Tilgung
der klassischen Schweinepest bei Wildschweinen und zur Notimpfung dieser Schweine gegen diese

Seuche in Bulgarien

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2007) 4457)

(Nur der bulgarische Text ist verbindlich)

(2007/624/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 2001/89/EG des Rates vom 23. Ok-
tober 2001 über Maßnahmen der Gemeinschaft zur Bekämp-
fung der klassischen Schweinepest (1), insbesondere auf Artikel
16 Absatz 1 Unterabsatz 2 und Artikel 20 Absatz 2 Unterab-
satz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Entscheidung 2006/800/EG der Kommission vom
23. November 2006 zur Genehmigung der Pläne zur
Tilgung der klassischen Schweinepest bei Wildschweinen
und zur Notimpfung dieser Schweine gegen diese Seuche
in Bulgarien (2) wurde im Rahmen einer Reihe von Maß-
nahmen zur Bekämpfung der klassischen Schweinepest
angenommen.

(2) Die bulgarischen Behörden haben die Kommission über
die Entwicklung der Seuche in Bulgarien unterrichtet.

(3) Angesichts der Seuchenlage in Bulgarien sollte die Lauf-
zeit der genehmigten Tilgungs- und Notimpfungspläne
verlängert werden.

(4) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 4 der Entscheidung 2006/800/EG erhält folgende Fas-
sung:

„Artikel 4

Anwendbarkeit

Diese Entscheidung gilt bis zum 31. Dezember 2007.“

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Republik Bulgarien gerichtet.

Brüssel, den 27. September 2007

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission

DE28.9.2007 Amtsblatt der Europäischen Union L 253/43

(1) ABl. L 316 vom 1.12.2001, S. 5. Richtlinie zuletzt geändert durch
die Richtlinie 2006/104/EG (ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 352).

(2) ABl. L 325 vom 24.11.2006, S. 35.



ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 27. September 2007

zur Änderung der Entscheidung 2006/802/EG zur Verlängerung der Laufzeit der Pläne zur Tilgung
der klassischen Schweinepest in der Wildschweinpopulation und zur Notimpfung dieser Schweine

sowie der Schweine in Haltungsbetrieben gegen diese Seuche in Rumänien

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2007) 4458)

(Nur der rumänische Text ist verbindlich)

(2007/625/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Richtlinie 2001/89/EG des Rates vom 23. Ok-
tober 2001 über Maßnahmen der Gemeinschaft zur Bekämp-
fung der klassischen Schweinepest (1), insbesondere auf Artikel
16 Absatz 1 Unterabsatz 2, Artikel 19 Absatz 3 Unterabsatz 2
und Artikel 20 Absatz 2 Unterabsatz 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Entscheidung 2006/802/EG der Kommission vom
23. November 2006 zur Genehmigung der Pläne zur
Tilgung der klassischen Schweinepest in der Wild-
schweinpopulation und zur Notimpfung dieser Schweine
sowie der Schweine in Haltungsbetrieben gegen diese
Seuche in Rumänien (2) wurde im Rahmen einer Reihe
von Maßnahmen zur Bekämpfung der klassischen
Schweinepest angenommen.

(2) Die rumänischen Behörden haben die Kommission über
die Entwicklung der Seuche in Rumänien unterrichtet.

(3) Angesichts der Seuchenlage in Rumänien sollte die Lauf-
zeit der genehmigten Tilgungs- und Notimpfungspläne
verlängert werden.

(4) Die in dieser Entscheidung vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschus-
ses für die Lebensmittelkette und Tiergesundheit —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 8 der Entscheidung 2006/802/EG erhält folgende Fas-
sung:

„Artikel 8

Anwendbarkeit

Diese Entscheidung gilt bis zum 31. Dezember 2007.“

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an Rumänien gerichtet.

Brüssel, den 27. September 2007

Für die Kommission
Markos KYPRIANOU

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 316 vom 1.12.2001, S. 5. Richtlinie zuletzt geändert durch
die Richtlinie 2006/104/EG (ABl. L 363 vom 20.12.2006, S. 352).

(2) ABl. L 329 vom 25.11.2006, S. 34. Entscheidung geändert durch die
Entscheidung 2007/522/EG (ABl. L 193 vom 25.7.2007, S. 23).
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